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Sachgebiet 2125 

Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 

Vorschiag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 


der Mitgliedstaaten über Konfitüren, Gelee, 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in den Mitgliedstaaten geltenden Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften zur Bestimmung der Zu- 
sammensetzung und der Elerstellungsmerkmale von 
Konfitüren, Gelees und Marmeladen sowie Maro- 
ncnkrom behalten ihre Bezeichnungen lediglich den 
Erzeugnissen vor, die diesen Normen entsprechen 
und bestimmen die Regeln für ihre Etikettierung und 
Aufmerkung. 

Die Unterschiede zwischen den einzelstaatlichen 
Vorschriften sind so beschaffen, daß sie den freien 
Verkehr dieser Erzeugnisse behindern und zu un- 
gleichen Wettbewerbsbedingungen führen. 

Folglich müssen gemeinsame Vorschriften festge- 
legt werden, deren Einhaltung es ermöglicht, die 
betreffenden Erzeugnisse in der ganzen Gemein- 
schaft frei in den Verkehr zu bringen. 

Auf bestimmten Märkten ist seit kurzem ein neuer 
Typ von Erzeugnissen mit niedrigem Zuckergehalt 
aufgetaucht, aber die industrielle Entwicklung dieser 
Erzeugnisse ist noch nicht abgeschlossen. Daher ist 
es angezeigt, zunächst den Mitgliedstaaten die Mög- 
lichkeit zu lassen, die Bezeichnung Konfitüre, Gelee, 
Marmelade oder Maronenkrem auf diese Erzeug- 
nisse auszudehnen oder nicht. 

Die Festlegung der Einzelheiten über die Probe- 
nahme und die zur Kontrolle der Zusammensetzung 
und der Herstellungsmerkmale der in dieser Richt- 
linie genannten Erzeugnisse erforderlichen Analyse- 
methoden sind Anwendungsmaßnahmen technischer 
Art, und es ist angezeigt, ihre Annahme der Kom- 
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Marmeladen und Maronenkrem 


mission zu übertragen, um das Verfahren zu verein- 
fachen und zu beschleunigen. 

In allen Fällen, in denen der Rat der Kommission 
Zuständigkeiten für die Durchführung von im Le- 
bensmittelbereich festgelegten Vorschriften über- 
trägt, ist ein Verfahren vorzusehen, das eine enge 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und 
der Kommission im Rahmen des durch die Kom- 
missionsentscheidung vom 13. November 1969^) ein- 
gesetzten Ständigen Lebensmittelausschusses ein- 
führt. 

Bis zur Verabschiedung einer allgemeinen Ge- 
meinschaftsregelung für die Etikettierung der Le- 
bensmittel sollen vorübergehend bestimmte einzel- 
staatliche Vorschriften beibehalten werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIEN ERLASSEN: 

Artikel 1 
Diese Richtlinie gilt für 

1. Konfitüre extra 

2. Konfitüre 

3. Gelee extra 

4. Gelee 

5. Marmelade 

6. Gelee-Marmelade 

7. Maronenkrem 

wie in Anhang I bestimmt. 

Artikel 2 

1. Die in Anhang I aufgeführten Bezeichnungen 
sind den darin bestimmten Erzeugnissen Vor- 
behalten. 

2. Die Mitgliedstaaten können jedoch die Verwen- 
dung dieser Bezeichnungen auf die Erzeugnisse 
beschränken, deren vom Refraktometer bestimm- 
ter Gehalt an löslicher Trockenmasse 63 v. H. 
oder mehr beträgt. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 19. November 1969, S. 9 
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Artikel 3 

Bei der Herstellung der in Artikel 1 genannten Er- 
zeugnisse dürfen nur solche Ausgangserzeugnisse 
verwendet werden, die den Vorschriften des An- 
hangs II entsprechen. 

Artikel 4 

Den in Artikel 1 genannten Erzeugnissen dürfen die 
in Anhang III aufgeführten Stoffe und Zubereitun- 
gen unter den darin festgesetzten Bedingungen zu- 
gesetzt w^erden. 

Artikel 5 

1. Die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse dürfen 
Stoffe gleich welcher Art nicht in einer solchen 
Menge enthalten, daß sie die menschliche Ge- 
sundheit gefährden könnten. 

2. Sie dürfen insbesondere keinen Gehalt an 
Schwefeldioxyd über die in Anhang IV fest- 
gelegten Grenzen hinaus aufweisen. 

Artikel 6 

Auf den Behältnissen oder Etiketten der in Artikel 1 
genannten Erzeugnisse müssen nur die nachstehend 
aufgeführten Angaben angebracht werden; diese An- 
gaben müssen gut sichtbar, deutlich lesbar und un- 
verwischbar sein: 

1. Die ihnen vorbehaltene Bezeichnung; diese wird 
wie folgt ergänzt: 

a) bei aus nur einer Frucht gewonnenen Erzeug- 
nissen die Angabe derselben, 

b) bei aus 

— zwei, drei oder vier Früchten gewonnenen 
Erzeugnissen die Angabe „Zweifrucht“, 
„Dreifrucht“ oder „Vierfrucht'', 

— mehr als vier Früchten gewonnenen Er- 
zeugnissen die Angabe „ Mehr f nicht ", wo- 
bei diese Angaben von der Aufzählung der 
verwendeten Früchte in abnehmender 
Reihenfolge ihres Gewichtsanteils beglei- 
tet sind, 

c) für die in Anhang I Absatz 6 bestimmten Er- 
zeugnisse, die Schalenstücke enthalten, durch 
die Bezeichnung „mit Schalenzusatz“; 

2. die Bezeichnung „Frucht . . . ®/o'', wobei die ange- 
gebene Zahl die Menge in Gewichtsprozenten 
gegenüber dem Enderzeugnis darstellt, in den 
verwendet worden sind: 

a) Fruchtpülpe, Fruchtmark, Fruchtsaft und 
wässerige Auszüge bei der Herstellung der in 


Anhang I Absatz 1,2, 3, 4 und 7 bestimmten 
Erzeugnisse, gegebenenfalls nach Abzug des 
Gewichts des für die Zubereitung der Wässe- 
rigen Auszüge verwendeten Wassers, 
b) die Zitrusfrüchte bei der Herstellung der in 
Anhang I Absatz 5 und 6 bestimmten Erzeug- 
i nisse; 

^ 3. die Angabe „Zucker . . . Vo“, bei der die angege- 
bene Zahl die im Gewicht ihrer Trockenmasse 
i gegenüber dem Enderzeugnis angegebene Ge- 

i samtmenge der zugesetzten Zuckerarten dar- 

stellt; 

■ 4. eine Kennzeichnung der in Anhang III Absatz 1.2 
I genannten Zutaten; 

I 5. gegebenenfalls die Angabe der verwendeten Zu- 
satzstoffe gemäß den im Verbrauchermitglied- 
staat geltenden Etikettierungsvorschriften; 

6, das in Kilogramm oder in Gramm angegebene 
Nettogewicht, außer bei Erzeugnissen, deren 
Menge weniger als 100 g beträgt; 

7. Der Name oder die Firma und die Anschrift oder 
der Sitz des Herstellers oder des Verpackers oder 
eines innerhalb der Gemeinschaft niedergelasse- 
nen Verkäufers. 

I 

I A r t i k e 1 7 

Befinden sich die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse 
in Behältnissen mit einem Nettoinhalt von mehr als 
I 2000 g und werden nicht im Einzelhandel in den 
‘ Verkehr gebracht, so brauchen die in Artikel 6 Ab- 
' Satz 2 bis 6 genannten Angaben nur auf den Begleit- 
scheinen angebracht zu werden. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten billigen hinsichtlich der Anbrin- 
gung der in Artikel 6 vorgeschriebenen Angaben 
keine andere Art und Weise als in Artikel 6 vorge- 
sehen ist. 

Die Mitgliedstaaten können jedoch auf ihrem Gebiet 
den Verkehr mit den in Artikel 1 genannten Erzeug- 
nissen untersagen, wenn die in Artikel 6 Absatz 1 
bis 5 vorgeschriebenen Angaben nicht in der oder 
den Landessprachen auf einer der Flächen des Be- 
hältnisses angebracht sind. 

Artikel 9 

Abweichend von Artikel 6 und vorbehaltlich der von 
der Gemeinschaft auf dem Gebiet der Lebensmittel- 
etikettierung zu erlassenden Vorschriften können 
die Mitgliedstaaten folgende Angaben vorschreiben: 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Cheis des Bundes- 
kanzleramtes vom 3. September 1975 ~ 1/4 - 680 70 - E - Re 37/75: 

Dieser geänderte Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaiten vom 14. August 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
geänderten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 


2 



Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4012 


— den Herstellungsbetrieb im Rahmen ihrer einzel- 
staatlichen Erzeugung, 

- — das Ursprungsland; diese Angabe darf jedodi 
nicht für die innerhalb der Gemeinschaft herge- 
stellten Erzeugnisse verlangt werden; 

— ein Verzeichnis der Zutaten, 

— ein Datum. 

Artikel 10 

1. Die Mitgliedstaaten können den Verkehr der in 
Artikel 1 genannten Erzeugnissen, die den in die- 
ser Richtlinie vorgesehenen Definitionen und Be- 
stimmungen entsprechen, besonders durch die 
Anwendung der nicht harmonisierten einzelstaat- 
lichen Bestimmungen über die Zusammensetzung, 
die Herstellungsmerkmale, die Aufmachung oder 
die Kennzeichnung dieser Erzeugnisse oder der 
Lebensmittel im allgemeinen nicht verbieten. 

2. Absatz I findet keine Anwendung auf die nicht 
harmonisierten Vorschriften, die gerechtfertigt 
sind zum Schutze 

— der Gesundheit 

— vor Täuschung, sofern diese nicht bewirken, 
daß die Anwendung der in dieser Richtlinie 
vorgesehenen Definitionen und Bestimmun- 
gen beeinträchtigt wird, 

— des gewerblichen und kommerziellen Eigen- 
tums, der Herkunftsbezeichnungen und Ur- 
sprungsangaben sowie vor unlauterem Wett- 
bewerb, 

Artikel 11 

Die Art und Weise der Probenahmen sowie die zur 
Nachprüfung der Zusammensetzung und der Herstel- 
lungsmerkmale der in Artikel 1 genannten Erzeug- 
nisse werden gemäß dem Verfahren von Artikel 12 
bestimmt. 

Artikel 12 

1. Soll das in diesem Artikel festgelegte Verfahren 
angewandt werden, so befaßt der Vorsitzende 
den durch Beschluß des Rates vom 13. November 
1969 eingesetzten Ständigen Lebensmittelaus- 
schuß - im folgenden „Ausschuß" genannt - von 
sich auf Antrag des Vertreters eines Mitglied- 
staates. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maß- 
nahmen. Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf 
innerhalb einer Frist Stellung, die der Vorsit- 
zende je nach der Dringlichkeit der betreffenden 
Frage bestimmen kann. Die Stellungnahme 
kommt mit einer Mehrheit von 41 Stimmen zu- 
stande, wobei die Stimmen der Mitgliedstaaten 
nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags gewogen 
werden. Der Vorsitzende nimmt an der Abstim- 
mung nicht teil. 


3. a) Die Kommission trifft die beabsichtigten Maß- 
nahmen, wenn sie der Stellungnahme des 
Ausschusses entsprechen. 

b) Entsprechen die in Aussicht genommenen 
Maßnahmen nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses oder ist keine Stellungnahme er- 
gangen, so schlägt die Kommission dem Rat 
unverzüglich die zu treffenden Maßnahmen 
vor. Der Rat beschließt mit qualifizierter 
Mehrheit. 

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei 
Monaten, nachdem ihm der Vorschlag über- 
mittelt worden ist, keinen Beschluß gefaßt, so 
werden die vorgeschlagenen Maßnahmen von 
der Kommission getroffen, 

Artikel 13 

1. Diese Richtlinie läßt einzelstaatliche Rechtsvor- 
schriften unberührt, nach denen den in Artikel 1 
genannten Erzeugnissen konservierende Stoffe 
zugesetzt werden dürfen, sofern ihre lösliche 
Trockenmasse weniger als 63 v. H. beträgt. 

2. Vor Ablauf einer Frist von fünf Jahren nach Be- 
kanntgabe dieser Richtlinie überprüft die Kom- 
mission die in Absatz 1 genannte Ausnahme und 
schlägt dem Rat gegebenenfalls die erforder- 
lichen Änderungen vor. 

Artikel 1 4 

Diese Richtlinie gilt nicht für 

— offensichtlich zur Ausfuhr aus der Gemeinschaft 
bestimmte Erzeugnisse, 

— für diätetische Lebensmittel bis zum Inkrafttre- 
ten gemeinschaftlicher Vorschriften hierfür. 

Artikel 1 5 

1, Innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe dieser 
Richtlinie ändern die Mitgliedstaaten, soweit er- 
forderlich, ihre Rechtsvorschriften, um dieser 
Richtlinie nachzukommen, und teilen dies unver- 
züglich der Kommission mit. 

Auf jeden Fall müssen die Mitgliedstaaten 

— den Verkehr der Erzeugnisse, die den Vor- 
schriften dieser Richtlinie entsprechen, zwei 
Jahre nach ihrer Bekanntgabe zulassen. 

— das Inverkehrbringen der Erzeugnisse, die 
den Vorschriften dieser Richtlinie nicht ent- 
sprechen, drei Jahre nach ihrer Bekanntgabe 
verbieten. 

2. Ferner tragen die Mitgliedstaaten dafür Sorge, 
daß der Kommission der Wortlaut der wichtig- 
sten innerstaatlichen Rechtsvorschriften übermit- 
telt wird, die sie auf dem unter diese Richtlinie 
fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 16 

I Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Bestimmungen der Enderzeugnisse 


ANHANG I 


1. Im Sinne dieser Richtlinie ist 

1. Konfitüre extra 

die auf die geeignete Konsistenz gebrachte Mischung 
von Zuckerarten und Pülpe 

— entweder nur einer Fruditart, 

— oder von zwei Fruchtarten, mit Ausnahme von 
Äpfeln, Birnen, nicht steinlösenden Pflaumen, 
Melonen, Wassermelonen, Trauben, Kürbissen, 
Gurken und Tomaten. 

Die Menge der zur Herstellung von 1000 g End- 
erzeugnis verwendete Fruchtpülpe liegt nicht unter 
450 g - im allgemeinen, 

400 g - bei Himbeeren, Himbeerbrombeeren, roten 
Johannisbeeren, Stachelbeeren, Damson- 
pflaumen und Ananas, 

350 g - bei Bananen und schwarzen Johannisbeeren, 
300 g - bei Ingwer. 

2. Konfitüre 

Die auf die geeignete Konsistenz gebrachte 
Mischung von Zuckerarten sowie der Pülpe und / 
oder dem Mark 

— entweder von einer Fruchtart 

— oder von zwei oder mehreren Fruchtarten. 

Die Menge der für die Herstellung von 1000 g End- 
erzeugnis verwendeten Fruchtpülpe und/oder Frucht- 
mark liegt nicht unter 
330 g - im allgemeinen 

300 g - bei Himbeeren, Himbeerbrombeeren, roten 
Johannisbeeren, Stachelbeeren, Damson- 
pflaumen und Ananas, 

250 g - bei Bananen und schwarzen Johannisbeeren, 
200 g - bei Ingwer. 

3. Gelee extra 

Die hinreichend gelierte Mischung von Zuckerarten 
sowie dem Saft und/oder von wässerigen Auszügen 

— entweder nur einer Fruchtart 

— oder von zwei Fruchtarten, mit Ausnahme von 
Äpfeln, Birnen, nicht steinlösenden Pflaumen, 
Melonen, Wassermelonen, Trauben, Kürbissen, 
Gurken und Tomaten. 

Die für die Herstellung von 1000 g Enderzeugnis 
verwendete Menge Saft und/oder- wässerige Aus- 
züge liegt nicht unter 

450 g - im allgemeinen 


400 g - bei Himbeeren, Himbeerbrombeeren, roten 
Johannisbeeren, Stachelbeeren, Damson- 
pflaumen und Ananas 
350 g - bei schwarzen Johannisbeeren, 
wobei diese Mengen nach Abzug des Gewichts des 
für die Zubereitung der wässerigen Auszüge ver- 
wendeten Wassers berechnet werden. 

4. Gelee 

Die hinreichend gelierte Mischung von Zuckerarten 
sowie Saft und/oder wässerigen Auszügen 

— entweder nur einer Fruchtart 

— oder von zwei oder mehreren Fruchtarten. 

Die für die Herstellung von 1000 g Enderzeugnis 
verwendete Menge Saft und/oder wässerige Aus- 
züge liegt nicht unter 
330 g - im allgemeinen, 

300 g - bei Himbeeren, Himbeerbrombeeren, roten 
Johannisbeeren, Stachelbeeren, Damson- 
pflaumen und Ananas, 

250 g - bei schwarzen Johannisbeeren, 
wobei diese Mengen nach Abzug des Gewichts des 
für die Zubereitung der wässerigen Auszüge ver- 
wendeten Wassers berechnet werden, 

5. Marmelade 

Die auf die geeignete Konsistenz gebrachte 
Mischung von Zuckerarten und einem oder meh- 
reren der nachstehend genannten, aus Zitrusfrüch- 
ten gewonnenen Erzeugnisse: Pülpe, Mark, Saft, 
wässerige Auszüge, Schalen, 

Die für die Herstellung von 1000 g Enderzeugnis 
verwendete Menge Zitrusfrüchte beträgt mindestens 
200 g, von denen mindestens 50 g dem Endokarp 
entstammen. 

6. Geleemarmelade 

Die Marmelade, aus der sämtliche unlöslichen Be- 
standteile mit Ausnahme etwaiger kleiner Anteile 
feingeschnittener Schale entfernt worden sind. 

7. Maronenkrem 

Die auf die geeignete Konsistenz gebrachte 
Mischung von Zuckerarten und Maronenmark. 

Die Menge Maronenmark für die Herstellung von 
1 000 g Enderzeugnis beträgt mindestens 380 g. 

II. Bei Mischungen werden die in Abschijitt I für die 
verschiedenen Fruchtarten festgesetzten Mindest- 
gehalte im Verhältnis zu dem verwendeten Pro- 
zentsatz herabgesetzt. 
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ANHANG n 


1. Bestimmungen der Ausgangserzeugnisse 

a) Frucht 

Die frische, gesunde, nicht verdorbene, keiner we- 
sentlichen Bestandteile beraubte Frucht in geeig- 
netem Reifezustand für die Herstellung der in An- 
hang I bestimmten Erzeugnisse nach Reinigen, Put- 
zen, Entstielen und Entsteinen; 

— Der Frucht werden für die Anwendung dieser 
Richtlinie gleichgestellt: 

— Die eßbaren und gereinigten Wurzelstöcke 
von Ingwer (Zingiber officinale R.), 

— die eßbaren Teile der Rhabarberstengel; 

— Hagebutten (Früchte von rosa sp) ; 

— das Wort „Marone" bezeichnet die Frucht der 
Edelkastanie (Castanea sativa). 

b) Fruchtpülpe (Pülpe) 

Der eßbare, eventuell in Stücke zerteilte oder zer- 
kleinerte Teil der ganzen, geschälten oder entkern- 
ten Frucht, der nicht zu Mark zerkleinert ist. | 

c) Fruchtmark (Mark) 

Der durch Passieren oder ein ähnliches Verfahren zu 
Mark zerkleinerte eßbare Teil der ganzen, geschäl- 
ten oder entkernten Frucht. 

d) Fruchtsaft (Saft) 

Das Erzeugnis, das vorbehaltlich der in Absatz 2 
genannten Verfahren, den Vorschriften der Richt- 
linie des Rates vom . . . (Richtlinie über Fruchtsäfte 
und verwandte Erzeugnisse) entspricht. 

e) Wässerige Auszüge von Früchten 
(Wässerige Auszüge) 

Wässerige Auszüge von Früchten, die abgesehen 
von technisch unvermeidbaren Verlusten alle in 
Wasser löslichen Teile der Früchte enthalten. 


f) Zuckerarten 

— Halbweißzucker 

— Weißzucker 

— Raffinade 

— Flüssigzucker 

— Invertflüssigzucker 

— Invertzuckersirup 

— Kristallwasserhaltige Dextrose 

— wasserfreie Dextrose 

— Glukosesirup 

— getrockneter Glukosesirup 

— Fruktose 

2. Zulässige Behandlungen der 
Ausgangserzeugnisse 

a) Die in Absatz 1 Buchstabe a, b, c, d und e auf- 
geführten Erzeugnisse dürfen in allen Fällen fol- 
genden Behandlungen unterzogen werden: 

— Wärme- oder Kältebehandlungen, 

— Gefriertrocknung, 

— Konzentrieren, sofern sie sich technisch dafür 
eignen, 

— Trocknen bei Aprikosen und Aprikosenpülpe. 

b) Sofern sie zur Herstellung der in Anhang I Ab- 
satz 2, 4, 5 und 6 definierten Erzeugnisse be- 
stimmt sind, dürfen ihnen ferner Schwefeldioxyd 
(E 220) oder dessen Salze (E 221, E 222, E 223, 
E 224, E 226, E 227) zugesetzt werden. 

c) Maronen, die zur Herstellung des in Anhang I 
Absatz 7 definierten Erzeugnisses bestimmt sind, 
dürfen zuvor für kurze Zeit in eine wässerige 
Lösung von Schwefeldioxyd (E 220) getaucht 
werden. 
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Anhang m 


Stoffe und Zubereitungen, die den im Anhang I bestimmten Erzeugnissen zugesetzt werden dürfen 


1. Zutaten mit Lebensmitteleigenschaft, Aroma- 
träger und Aromen 

1.1. Zutaten, deren Angabe bei der Bezeichnung der 
Enderzeugnisse nicht erforderlich ist 

a) Wasser, das zum menschlichen Verzehr ge- 
eignet ist, in sämtlichen in Anhang I be- 
stimmten Erzeugnissen? 

b) Fruchtsaft, bei den in Anhang I Absatz 1 
bis 6 bestimmten Erzeugnissen, um deren 
Färbung zu verstärken? 

c) Ätherische öle aus Zitrusfrüchten bei den in 
Anhang I Absatz 3 und 6 bestimmten Erzeug- 
nissen. 

1.2. Zutaten, die bei der Bezeichnung der Enderzeug- 
nisse anzugeben sind 

a) Zutaten mit Lebensmitteleigenschaft in sol- 
cher Menge, daß sie den Geschmack beein- 
flussen, wie z, B.: 

— Zitrussaft bei aus anderen Früchten her- 
gestellten Erzeugnissen, 

2. Zusatzstoffe 


Pektin (E 440) 

Milchsäure {E 270) 

Natriumlaktat (E 325) 

Kaliumlaktat (E 326) 

Kalziumlaktat (E 327) 

Zitronensäure (E 330) 

Natriumzitrate (E 331) 

Kaliumzitrate (E 332) 

Kalziumzitrate (E 333) 

Weinsäure {E 334) 

Natriumtartrate {E 335) 

Kaliumtartrate (E 336) 

Doppeltes Natrium- und Kaliumtartrat (E 337) 

Apfelsäure und ihre Natrium-, Kalium- und 
Kalziumsalze 

L- Askorbinsäure (E 330) 

Mono- und Diglyzeride von Speisefettsäuren 

Färbende Stoffe, deren Verwendung in der 
Gemeinschaft erlaubt ist 


— Spirituosen, 

— Nüsse, Haselnüsse, 

- Honig, 

— Kräuter, 

— Gewürze, 

in den in Anhang I Absatz 1 bis 6 bestimm- 
ten Erzeugnissen? 

b) Pülpe in den in Anhang I Absatz 3 und 4 
bestimmten Erzeugnissen? 

c) Vanille, Vanilleauszüge, Vanillin, Äthyl- 
vanillin, bei den in Anhang I Absatz 1, 2, 3 
und 4 bestimmten Erzeugnissen, sofern sie 
aus Quitten oder Hagebutten hergestellt 
sind, sowie bei dem in Anhang I Absatz 7 
bestimmten Erzeugnis. 

d) Schalen aus Zitrusfrüchten und Blätter des 
Pelargonium odoratissimum, bei den in An- 
hang I Absatz 1, 2, 3 und 4 bestimmten Er- 
zeugnissen, sofern sie aus Quitten hergestellt 
sind. 


Verwendungsbedingungen 
Bei allen in Anhang I bestimmten Erzeugnissen 


Bei allen in Anhang I bestimmten Erzeugnissen 


Bei allen in Anhang I bestimmten Erzeugnissen 
Bei allen in Anhang I bestimmten Erzeugnissen 

Bei den in Anhang I Absatz 2, 4, 5 und 6 
bestimmten Erzeugnissen 


Name 
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Anhang IV 


Höchstgehalte der in Anhang I bestimmten Erzeugnisse an Schwefeldioxyd 

Der Gehalt der Enderzeugnisse an Schwefeldioxyd 
darf folgende Werte nicht übersteigen: 

1. 10 mg/kg bei den in Anhang I Absatz 1, 3 und 7 
bestimmten Erzeugnissen; 

2. 50 mg/kg bei den übrigen in Anhang I bestimm- 


ten Erzeugnissen. 


Begründung 

1. Das Gebiet der Konfitüren, Gelees und Mar- 
meladen ist in den meisten Mitgliedstaaten 
Gegenstand sehr strenger Vorschriften über 
Zusammensetzung und Kennzeichnung. Diese 
Regeln sind geeignet, den freien Verkehr mit 
diesen Erzeugnissen zu behindern, da sie von 
einem Land zum andern verschieden sind, ins- 
besondere hinsichtlich: 

— der Mindestgehalte der Enderzeugnisse an 
Hauptbestandteilen (Früchte und Zucker- 
arten), 

— der sich auf diese Gehalte beziehenden 
Bezeichnungen, 

— des Vorhandenseins und der Menge eines 
aus der Behandlung der Ausgangserzeug- 
nisse stammenden Rückstands an Schwe- 
feldioxyd, 

— der Verwendung bestimmter Zusatzstoffe, 
insbesondere färbender und konservieren- 
der Stoffe. 

Bisherige Arbeiten 

2. Im Jahre 1965 hat die Kommission dem Rat 
einen Richtlinienvorschlag i) vorgelegt, der 
diese Punkte angleichen sollte. 

2.1. Die darin vorgesehenen Lösungen, die die 
Verwirklichung des freien Warenverkehrs 
zum Ziel hatten, bestanden im wesentlichen 
in folgendem: 

— Einführung einer gemeinsamen Termino- 
logie, um Mißverständnisse zu beseitigen, 
— Einstufung der verschiedenen Erzeugnisse 
auf Grund dieser Terminologie und ihrer 
Zusammensetzung, 

— Ausstattung eines jeden Erzeugnisses mit 
einer geschützten Bezeichnung, die es- dem 
Verbraucher ermöglichen sollte, die ver- 
schiedenen Qualitäten voneinander zu 
unterscheiden. 

Ferner bezweckte der Vorschlag, im Interesse 

B Dok. VI/KOM(65)207 endg. 

— Die Stellungnahme des Europäischen Parlaments ist 
am 16. März 1967 ergangen, diejenige des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses am 28. September 
1966 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. 63 vom 3. April 1967, S. 986). 


des Gesundheitsschutzes die Anwesenheit 
von Zusatzstoffen und deren Rückständen in 
den Enderzeugnissen zu begrenzen, 

2.2. Diese Sicht des Problems wurde im allgemei- 
nen von den sechs damaligen Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft gebilligt. Eine andauernde 
Meinungsverschiedenheit zwischen den Dele- 
gationen über bestimmte Einzelfragen erlaub- 
te es dem Rat jedoch nicht, die Richtlinie zu 
verabschieden. 

3. Die letzten Erörterungen im Rahmen des 
Rates über den Vorschlag der Kommission 
haben Anfang 1971 stattgefunden. Seitdem 
hat sich die Lage in zweifacher Hinsicht wei- 
terentwickelt: 

— innerhalb der Gemeinschaft durch den Bei- 
tritt der drei neuen Mitgliedstaaten, 

— auf internationaler Ebene durch die Tätig- 
keiten des Codex Alimentarius (Gemein- 
sames Programm von FAO/WHO über 
Lebensmittelstandards) . 

3.1. In ihrem Koordinierungsbericht, den sie dem 
Rat im Hinblick auf die 11. Sitzung des Codex- 
Ausschusses für verarbeitetes Obst und Ge- 
müse -) übermittelt hat, hatte die Kommission 
bereits festgestellt, daß einerseits die bis da- 
hin im Codex eingeführte Einstufung nicht 
eine ausreichende Anzahl von Ländern zu- 
friedenstellen könnte, daß andererseits aber 
auch das in der Sechsergemeinschaft erzielte 
Übereinkommen mit überholt ist, da in eini- 
gen der neuen Mitgliedstaaten die Herstel- 
lungs- und Verbrauchsgewohnheiten von 
denen der ursprünglichen Mitgliedstaaten 
stark abweichen. 

Der Bericht kommt deshalb zu dem Ergebnis, 
daß das System der Einteilung mit dem 
doppelten Ziel neu überdacht werden muß, 
die Codexstandards voranzubringen und diese 
neuen Vorschriften in den Rahmen der Aus- 
arbeitung des Gemeinschaftsrechts zu über- 
tragen. 

3.2. Vor der Abfassung ihres Koordinierungs- 
berichts hatte die Kommission die Meinung 
der auf Gemeinschaftsebene zusammenge- 
schlossenen Berufs- und Verbraucherverbände 

2) Dok. SEK(74)1957 endg. 


7 



Drucksache 7/4012 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


eingeholt, was ihr ermöglichte, neue Vor- 
schläge zu formulieren, die von diesen Ver- 
bänden weitgehend unterstützt werden. 

Auch die Mitgliedstaaten haben sich mit den 
Grundlagen dieser neuen Vorschläge grund- 
sätzlich einverstanden erklärt^). 

Schließlich wurde in der letzten Sitzung des 
Codex- Ausschusses für verarbeitetes Obst und 
Gemüse vom 3. bis 7. Juni 1974 in Washing- 
ton die gleiche Ausrichtung beschlossen. 

3.3. Mit dem geänderten Richtlinienvorschlag sol- 
len daher diese Beschlüsse in das Gemein- 
schaftsrecht übertragen werden. Dies wird fol- 
gendes bewirken: 

— Herstellung des freien Warenverkehrs mit 
den betreffenden Erzeugnissen innerhalb 
der Gemeinschaft, 

— wirkungsvoller Beitrag seitens der Ge- 
meinschaft zum Fortgang der Arbeiten 
innerhalb des Codex Ailmentarius. 

Inhalt des geänderten Vorschlags 
Allgemeines 

4. Zum besseren Verständnis der zur Zeit von 
der Kommission vorgeschlagenen Lösungen 
ist zu beachten, daß es auf dem Markt der er- 
weiterten Gemeinschaft hauptsächlich zwei 
Herstellungstypen gibt: 

4.1. In einigen Mitgliedstaaten sind die „Konfitü- 
ren", „Marmeladen" oder „Gelees" genann- 
ten Erzeugnisse je nach ihrem Fruchtgehalt in 
zwei Kategorien eingeteilt, von denen die 
Qualität mit dem höchsten Fruchtgehalt den 
Zusatz „extra" tragen darf. Ferner bezeichnen 
die Worte „Konfitüre" und „Marmelade" die 
aus dem gesamten eßbaren Teil der Frucht 
hergestellten Erzeugnisse, ohne Unterschei- 
dung der verwendeten Fruchtart, während das 
Wort „Gelee" für das mehr oder weniger 
klare, ausschließlich aus Fruchtsaft hergestell- 
te Erzeugnis verwendet wird. 

4.2. In anderen Mitgliedstaaten, insbesondere im 
Vereinigten Königreich, haben die Rechtsvor- 
schriften eine deutliche Unterscheidung zwi- 
schen einmal den aus Zitrusfrüchten und zum 
anderen den aus Früchten einer sonstigen 
botanischen Gattung hergestellten Erzeugnis- 
sen eingeführt. Für die erstere ist der Aus- 
druck „Marmelade" geschützt, die letzteren 
heißen zumeist „jam" oder „jelly". 

Es gibt in diesen Ländern nur einen Mindest- 
wert für den Fruchtgehalt des Enderzeugnis- 
ses. Eine Einstufung je nach höherem oder 
niedrigerem Fruchtanteil ist unbekannt. 

4.3. Zu bemerken ist ferner, daß in Dänemark der 
Ausdruck „Marmelade" nur zur Bezeichnung 
aller fruchtfleischhaltigen Erzeugnisse ohne 

3) Dok. R/ 1390/74 (AGRI) 363 (COMER 202), Absatz 2 
und 3. 


Rücksicht auf die verwendete Fruchtart ge- 
bräuchlich ist. 

5. Mit diesem geänderten Richtlinienvorschlag 
sollen diese verschiedenen Rechtsvorschriften 
auf der Grundlage der von der Kommission 
im allgemeinen auf den verschiedenen Sekto- 
ren der Beseitigung von Handelshemmnissen 
anerkannten Kriterien angeglichen werden. 

5.1. Ganz allgemein ist daran zu erinnern, daß es 
Hauptzweck der Rechtsangleichung ist, den 
freien Warenverkehr der Erzeugnisse auf den 
Gebieten herzustellen, auf denen er durch die 
Anwendung verschiedener einzelstaatlicher 
Rechtsvorschriften behindert ist. 

Folglich müssen grundsätzlich alle bestehen- 
den einzelstaatlichen Erzeugungen beachtet 
werden, denn das erstrebte Ziel ist die Er- 
weiterung der dem Verbraucher zugänglichen 
Skala der Erzeugnisse und nicht - wie fälsch- 
lich gesagt wurde - die Beseitigung von Er- 
zeugnissen, die im Handel eines oder mehre- 
rer Mitgliedstaaten gesetzlich zugelassen sind. 

5.1.1. Die genaue Anwendung dieses Grundsatzes 
würde dazu führen, in eine Gemeinschafts- 
richtlinie sämtliche zur Zeit in dem einen oder 
anderen Mitgliedstaat hergestellten oder ver- 
markteten Erzeugnisse aufzuführen und so- 
mit in der ganzen Gemeinschaft sämtliche sich 
auf irgendeinem Teil des Gemeinsamen Mark- 
tes befindlichen Waren zum freien Verkehr 
zuzulassen. 

Eine derartige Lösung ist jedoch nicht immer 
realistisch. Bestimmte Erzeugnisse sind nicht 
Gegenstand des innergemeinschaftlichen Han- 
dels, und andere sind aus Gründen des Schut- 
zes der Gesundheit oder der Sicherheit nicht 
für alle Mitglicdstaaten annehmbar. Alle 
diese Erzeugnisse unterliegen weiterhin den 
Vorschriften des Mitgliedstaates, in dem sie 
zugelassen sind. 

5.1.2. Es ist deshalb nicht erforderlich, zumal bei 
industriell hergestellten Erzeugnissen, deren 
Eigenschaften im Gegensatz zu bestimmten 
unverarbeiteten Erzeugnissen nicht „vorge- 
geben" sind, innerhalb eines gegebenen Sek- 
tors diejenigen Erzeugnisse zu bestimmen, bei 
denen die Herstellung des freien Warenver- 
kehrs sowohl wünschenswert als auch möglich 
ist, und den Anwendungsbereich einer Ge- 
meinschaftsrichtlinie entsprechend zu be- 
grenzen. 

Selbstverständlich gelten diese Überlegungen 
auch, sofern bei einem bestimmten Erzeugnis, 
das als solches in die Geineinschaftsrichtlinie 
aufgenommen ist, bestimmte Einzelfragen 
(z. B. die zuzulassenden Behandlungsverfah- 
ren nicht gemeinschaftlich gelöst werden kön- 
nen oder solche Lösungen nicht unbedingt 
notwendig scheinen. 

Aus diesen Gründen ist es im allgemeinen 
möglich, die Harmonisierung in optioneller 
Form durchzuführen. Bei Erzeugnissen mit 
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einfacher Zusammensetzung ist es jedoch 
anders als bei mehr komplexen Erzeugnissen 
manchmal möglich, die totale Harmonisierung 
anzuwenden, was zu einer Vereinheitlichung 
der Vorschriften der Mitgliedstaaten für ein 
bestimmtes Erzeugnis führt. 

In anderen Fällen kann man eine partielle 
Methode wählen. Diese führt zur Vereinheit- 
lichung der Vorschriften der Mitgliedstaaten 
für die von der Richtlinie erfaßten Erzeug- 
nisse, gestattet es dem einzelstaatlichen Recht 
jedoch, die nicht erfaßten Erzeugnisse weiter- 
hin zu regeln. Diese letztere Methode ist von 
der Kommission im vorliegenden Fall gewählt 
worden. 

5.2. Bei der Anwendung dieser Grundsätze auf das 
Lebensmittelrecht; zu dem dieser geänderte 
Richtlinienvorschlag gehört, müssen natürlich 
die Besonderheiten dieses Gebietes berück- 
sichtigt werden. 

5.2.1. Hierbei nehmen die Kennzeichnungsvorschrif- 
ten einen sehr bedeutenden Platz ein, da sie 
zur Unterrichtung und zum Schutz der Ver- 
braucher beitragen. 

Im Rahmen der Rechtsangleichung sind diese 
Unterrichtung und dieser Schutz um so grund- 
legendere Erfordernisse als die Herstellung 
des freien Warenverkehrs bedeutet, daß auf 
den verschiedenen einzelstaatlichen Märkten 
Erzeugnisse erscheinen, die der Öffentlichkeit 
nicht oder nur unzureichend bekannt sind. 
Deshalb kann nur eine unterscheidende und 
deutliche Etikettierung die möglichen Irrtümer 
vermeiden, die hierdurch entstehen könnten. 

5.2.2. Ferner beruhen die Vorschriften des Lebens- 
mittelrechts, die für bestimmte Erzeugnisse 
oder Erzeugnisgruppen gelten, auf dem soge- 
nannten Grundsatz der „geschützten Bezeich- 
nungen". Dieser Grundsatz wird von den Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft anerkannt und 
angewendet. 

Seine Bedeutung kann wie folgt umschrieben 
werden: Wenn eine lebensmittelrechtliche 
Vorschrift ein Lebensmittel im Hinblick auf 
seine wesentlichen Eigenschaften definiert, so 
verleiht sie ihm gleichzeitig eine besondere 
Bezeichnung (die „vorbehaltene Bezeich- 
nung"), die nur zur Kennzeichnung dieses 
Lebensmittels verwendet werden darf. Jedes 
andere Erzeugnis muß einen unterschiedlichen 
Namen tragen. 

Dieser Grundsatz gilt in zufriedenstellender 
Weise im Falle der totalen oder partiellen 
Harmonisierung, muß für die opitonelle Har- 
monisierung jedoch abgewandelt werden. Es 
besteht dort die Möglichkeit, noch einfachere 
Verfahren anzuwenden und sich damit zu be- 
gnügen, einen Standard zu definieren, für den 
der freie Verkehr gesichert ist, ohne zugleich 
auf Gemeinschaftsebene die Bezeichnung vor- 
zubehalten. 


5.2.3. Vorbehaltlich Absatz 5.2.2. sind die Auswahl 
der Erzeugnisse, die am freien Warenverkehr 
teilnehmen können und die Festlegung ent- 
sprechender Bezeichnungen parallele Maßnah- 
men. Ferner können Erzeugnisse, die den An- 
forderungen der Richtlinie nicht entsprechen, 
weiterhin nach Maßgabe der für sie geltenden 
einzelstaatlichen Regeln in den Verkehr kom- 
men, sofern ihre Etikettierung keine Verwir- 
rung beim Verbraucher bewirkt. 

Besonderheiten 

6. Aufgrund der vorgenannten allgemeinen 
Grundsätze schlägt die Kommission vor, die 
Richtlinie nur auf bestimmte Erzeugnisse an- 
zuwenden und für die übrigen Erzeugnisse 
die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften beizu- 
behalten. 

6.1. Ganz allgemein können die den Regeln der 
Richtlinie nicht entsprechenden Erzeugnisse 
im Rahmen der einzelstaatlichen Rechtsvor- 
schriften und unter Beachtung der Etikettie- 
rungsregeln weiterhin hergestellt werden. So 
bleiben andere Erzeugnisgruppen, die auf der 
Grundlage von Früchten und Zuckerarten her- 
gesteilt sind, aber nicht die den Konfitüren, 
Gelees und Marmeladen im allgemeinen zu- 
geschriebene geleeartige Konsistenz haben, 
den einzelstaatlichen Vorschriften unter- 
worfen. 

6.2. Hinsichtlich der in die Richtlinie aufzunehmen- 
den Erzeugnisse glaubt die Kommission, daß 
die Gemeinschaft den freien Warenverkehr 
für folgende Erzeugnisse einführen muß, für 
die die Richtlinie gilt: 

— die Erzeugnisse mit hohem Frucht- und 
Fruchtsaftgehalt (Erzeugnisse „extra"), 

— die Erzeugnisse mit geringerem Frucht- 
oder Fruchtsaftgehalt (Standardqualität), 

— die aus Zitrusfrüchten hergestellte „Mar- 
melade". 

Bei dem letztgenannten Erzeugnis muß diese 
Bezeichnung geschützt werden, außer in Däne- 
mark, wo der Ausdruck „Marmelade" allge- 
meine Bedeutung hat und nicht durch ein 
anderes Wort ersetzt werden kann. 

Ferner muß die Maronenkrem, die vor allem 
in den Mittelmeergebieten hergestellt wird, 
am freien Warenverkehr teilnehmen können 
und deshalb in die Richtlinie aufgenommen 
werden. 

7. Die von der Richtlinie erfaßten Erzeugnisse 
sind in Artikel 1 aufgeführt. Ihre Begriffs- 
bestimmungen sind in Anhang I angegeben. 

7.1. Die nunmehr vorgeschlagenen Mindestfrucht- 
gehalte entsprechen denjenigen, die im Codex 
Alimentarius vorgesehen sind. Die künftige 
Richtlinie wird deshalb nicht nur die Beseiti- 
gung der Handelshemmnisse im innergemein- 
schaftlichen Warenverkehr, sondern auch die 
Erleichterung des Welthandels bewirken. 
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Die Kommission schlägt vor, für eine bessere 
Unterrichtung der Verbraucher den Frucht- ' 
gehalt auf den Etiketten anzugeben. 

7.2. Hinsichtlich des Gehalts der Enderzeugnisse 
an löslicher Trockenmasse schlägt die Kom- l 
mission vor, über die im Codex Alimentarius 
vorgesehene Grenze von 65 v. H. hinauszu- 
gehen (wobei die dieser Grenze entsprechen- 
den Erzeugnisse natürlich in der Gemeinschaft 
verkehren können). 

Es gibt nämlich in der Gemeinschaft bestimmte 
Erzeugnistypen mit einem verhältnismäßig 
niedrigen Zuckergehalt. Auf dem Gebiete der 
Ernährung sind diese Erzeugnisse von Inter- 
esse, denn sie gestatten eine geringere Zufuhr 
von Kohlehydraten. Der Grundsatz des freien 
Warenverkehrs würde folglich für die Auf- 
nahme dieser Erzeugnisse in die Richtlinie 
sprechen. 

Jedoch muß man zugeben, daß in den meisten 
Mitgliedslaaten die Bezeichnungen „Konfitü- 
re", „Gelee" und „Marmelade" nur auf die 
Erzeugnisse angewendet werden, deren Halt- 
barkeit durch das physikalische Herstellungs- 
verfahren und die Verwendung von Zucker- 
arten unter Ausschluß jeglicher Verwendung 
von Konservierungsmitteln gewährleistet 
wird. Andererseits sind Erzeugnisse mit ge- 
ringem Zuckergehalt erst kürzlich in Erschei- 
nung getreten, und die industrielle Entwick- 
lung auf diesem Gebiet scheint noch nicht ab- 
geschlossen zu sein. 

Unter diesen Umständen ist die Kommission 
der Auffassung, daß die Richtlinie betreffend 
die Forderung eines Mindestgehalts an lös- 
licher Trockenmasse fakultativen Charakter 
erhalten, jedoch eine Ausrichtung der künf- 
tigen Entwicklung angeben soll. Die in diesem 
Vorschlag gewählte Lösung besteht daher dar- 
in, die Mitgliedstaaten in einer ersten Stufe 
zu ermächtigen, den freien Warenverkehr für 


die in der Richtlinie vorgesehenen Bezeich- 
nungen auf die Erzeugnisse zu beschränken, 
die ohne Verwendung von Konservierungs- 
mitteln haltbar sind. Auf technischer Ebene ist 
zu erwarten, daß die chemische Konservie- 
rung bei Erzeugnissen, deren Gehalt an lös- 
licher Trockenmasse 63 v. H. oder mehr be- 
trägt, nicht erforderlich ist. 

Bei niedrigerem Gehalt ist die Verwendung 
von Konservierungsstoffen häufig unentbehr- 
lich. Folglich ist in dem Vorschlag geplant, 
daß die Mitgliedstaaten, die die Verwendung 
der in der Richtlinie vorgesehenen Bezeich- 
nungen für ein Erzeugnis mit weniger als 
63 V. H. löslicher Trockenmasse erlauben, par- 
allel zu dieser Maßnahme die chemische Kon- 
servierung dieses Erzeugnisses zulassen kön- 
nen. Später wird geprüft werden, ob und 
unter welchen Umständen eine solche Maß- 
nahme auf die gesamte Gemeinschaft ausge- 
dehnt werden kann, um den freien Warenver- 
kehr sämtlicher Erzeugnisse, die diesem 
Untersuchungsbereich angehören, zu gewähr- 
leisten. 

7.3. Der neue Vorschlag übernimmt im übrigen 
die üblicherweise für die Richtlinien zur An- 
gleichung des Lebensmittelrechts verwendete 
Form. 

Auf dem Gebiet der Etikettierung berücksich- 
tigt er die im horizontalen Bereich laufenden 
Arbeiten. Diese werden den Text in bestimm- 
ten allgemeinen Punkten, wie eine Liste der 
Zutaten, ergänzen. 

8. Da dieser geänderte Vorschlag von dem ur- 
sprünglichen Vorschlag erheblich abweicht, 
schlägt die Kommission vor, das Europäische 
Parlament erneut anzuhören. 

Die Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses ist wünschenswert wegen des Cha- 
rakters des Vorschlags, der zum Lebensmittel- 
recht gehört. 
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